Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 60. 


(Nr. 6699.) Verordnung über das Verfahren in Civilprozeſſen für die durch das Geſetz 
vom 20. September 1866. und die beiden Geſetze vom 24. Dezember 1866. 
der Preußiſchen Monarchie einverleibten Landestheile, mit Ausnahme des 
Gebietes des vormaligen Königreichs Hannover, ſowie der vormaligen 
freien Stadt Frankfurt, des vormaligen Oberamtsbezirks Meiſenheim und 
der Enklave Kaulsdorf. Vom 24. Juni 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d. 


verordnen für die durch das Geſetz vom 20. September 1866. und die beiden 


Geſetze vom 24. Dezember 1866. (Geſetz-Samml. S. 555. 875. und 876.) der 
Preußiſchen Monarchie einverleibten Landestheile, mit Ausnahme des Gebietes 
des vormaligen Königreichs Hannover, ſowie der vormaligen freien Stadt Frank⸗ 
furt, des vormaligen Oberamtsbezirks Meiſenheim und der Enklave Kaulsdorf, 
auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums über das Verfahren in Civil: 
prozeſſen, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 


Mandatsprozeß. 


GL 
Der unbedingte Mandatsprozeß findet ſtatt: 

1) wegen einer Forderung aus einem einſeitigen oder aus einem zweiſeitigen 
Rechtsgeſchäfte, ſofern dieſelbe ſich in einer Urkunde gründet, ohne Unter⸗ 
ſchied, ob dieſe eine öffentliche Urkunde oder eine Privaturkunde iſt, wegen 
einer Forderung aus einem zweiſeitigen Geſchäfte jedoch nur dann, wenn 
entweder in derſelben oder in einer anderen Urkunde die Erfüllung der 
Gegenleiſtung beurkundet iſt. Die Urkunden müſſen im Original mit 


Jahrgang 1867. (Nr. 6699.) 
Ausgegeben zu Berlin den 5. Juli 1867. 
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der Klage überreicht werden. Den . ſind gleich zu 
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achten die an Stelle der Schuldbriefe ertheilten Atteſte der Hypotheken⸗ 
behörden über Forderungen, welche in das Hypothekenbuch eingetragen ſind. 
Auch alle übrigen zur Begründung der Klage etwa noch erforderlichen 
Thatſachen müſſen in gleicher Art wie die Forderung durch im Original 
beizubringende Urkunden beſcheinigt werden 
2 wegen Forderungen der Geiſtlichen, der gerichtlichen Anwalte, der Notare, 
der Feldmeſſer, ſowie der Kirchen⸗ und Schulbedienten für ihre Gebühren 
und Auslagen jedoch, ſofern das Geſetz nicht ein Anderes beſtimmt, nur 
für den Fall, daß die Forderung durch die vorgeſetzte Behörde feſtgeſetzt 
iſt und das Feſtſetzungsdekret mit der Klage überreicht wird; 


3) wegen der aus dem letzten Jahre, vom Sagt der Anbringung. der Klage 
zurückgerechnet, herrührenden Forderungen der ordnungsmäßig konzeſſio⸗ 
nirten Privat-, Schul⸗ und Erziehungsanſtalten an rückſtändigem, durch 
ihren Einrichtungsplan feſtgeſetzten Schul⸗ oder Penſionsgelde, der Me 
dizinalperſonen für ihre ärztlichen Dienſtleiſtungen, wenn ſie ſolche ſpe⸗ 
ziell angeben, und der Apotheker für Arzneimittel, wenn ihre Rechnungen 
mit den ärztlichen Rezepten und einen Feſtſetzungsdekret belegt ſind. 


F. 2. 

Das Mandat wird mit Beſtimmung einer I Atägigen Friſt erlaſſen, binnen 
welcher der Verklagte ſeine Einwendungen vorzubringen hat. Die Einwendungen 
ſind entweder mündlich zu Protokoll oder ſchriftlich anzubringen; im letztern Falle 
iſt die Unterzeichnung des Schriftſatzes durch einen Rechtsanwalt nach Maaßgabe 
der Beſtimmungen des F. 9. erforderlich. 

Beſtreitet der Verklagte die Aechtheit einer zur Begründung der Forderung 
beigebrachten Privaturkunde, ſo hat er ſich zugleich zur Ableiſtung des Diffeſſions⸗ 
eides zu erbieten. 

Einwendungen, in Betreff welcher dem Verklagten die Beweislaſt obliegt, 
find nur inſofern zuläſſig, als fie ſofort durch Urkunden, Eideszuſchiebung oder 
Zeugen, deren unverzüglicher Abhörung kein Hinderniß entgegenſteht, erwieſen 
werden können. 5 

Werden von dem Verklagten rechtzeitig Einwendungen erhoben, in Betreff 
welcher er entweder den vorſtehenden Beſtimmungen genügt hat oder nicht beweis⸗ 
pflichtig iſt, ſo ſind beide Parteien und die vom Verklagten etwa benannten 
Zeugen zur mündlichen Verhandlung ($$. 18. ff.) vorzuladen. 

Die Vorſchriften über den Beweis der Einwendungen gelten auch für den 
Beweis der Thatſachen, auf welche die eine oder andere Partei ſich im weiteren 
Verfahren beruft. 

Findet der Richter eine Einwendung begründet, fo wird auf Zurücknahme 
des Mandats erkannt; durch das Erkenntniß wird die Vollſtreckbarkeit des Mandats 
bis dahin gehemmt, daß eine abweichende Entſcheidung der höheren Inſtanz rechts⸗ 
kräftig ea iſt. 

erden die Einwendungen unbegründet befunden, ſo wird auf Vollſtreckung 

des Mandats erkannt; die Appellation gegen ein ſolches Erkenntniß hat keine 

aufſchiebende Wirkung. 2 8 5 
In 


en Fällen bleib unterlie 
In ordentlichen Prözeſſe Vorbehelteenee n 
Eine Rekonvention, in ſoweit ſolche ſich nicht zu einer Kompenſation⸗ 
Einrede eignet, hat nur die Begründung des Gerichtsſtandes zur Folge. 2 


Durch Einwendungen, welche nach Ablauf der im Mandate feſtgeſetzten 
Friſt vorgebracht werden, wird die Vollſtreckbarkeit des Mandats unbeſchadet der 
Beſtimmungen des $. 101. nicht gehemmt, dieſelben find mittelſt einfacher Ver⸗ 
fügung zum Separatverfahren, im geeigneten Wege des Prozeſſes, zu verweiſen. 
Daſſelbe gilt von rechtzeitig angebrachten, jedoch nach den Beſtimmungen des 
§. 2. wegen mangelhafter Beweisantretung nicht zuläſſigen Einwendungen. 


F. 4. 


Der bedingte Mandatsprozeß findet ſtatt, ſofern nicht der unbedingte Man⸗ 
datsprozeß gerechtfertigt iſt (F. J.), wegen der auf Zahlung einer Geldſumme 
oder Gewährung anderer vertretbarer (fungibler) Sachen 5 die Summe 
oder den Werth von Einhundert Thalern nicht überſteigenden Forderungen. Das 
unter abſchriftlicher Mittheilung der Klage an den Verklagten zu erlaſſende Mandat 
muß die Beſtimmung, was der Verklagte dem Kläger zu zahlen oder zu leiften 
hat, und die Verwarnung enthalten, daß, wenn der Verklagte binnen einer vier⸗ 
zehntägigen oder bei ſchleunigen Sachen nach richterlichem Ermeſſen noch kürzer 
zu een Friſt weder mündlich zu Protokoll, noch ſchriftlich Widerſpruch 
beim Gerichte erhebt, das Mandat die Kraft eines Erkenntniſſes erlange, und auf 
den Antrag des Klägers ohne Weiteres werde zur Vollſtreckung gebracht werden. 
Der Kläger iſt von der Inſinuation des Mandats zu benachrichtigen. 
a Wenn innerhalb der beſtimmten Friſt Widerſpruch angebracht wird, ſo ſind 
beide Theile zur vollſtändigen Klagebeantwortung und weiteren mündlichen Ver⸗ 
handlung nach Maaßgabe des F. 37. vorzuladen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Ordentlicher Prozeß. 


§. 5. 

5 In den nicht zum Mandatsprozeß geeigneten Prozeſſen beſtimmt ſich das Ver⸗ 

fahren, vorbehaltlich der Beſtimmungen über die beſonderen Prozeſſe, nach fol- 

genden Vorſchriften. N 1 . 

a $. 6. 1 
Findet das Gericht die Klage vollſtändig und begründet, fo iſt der Ver⸗ 

klagte unter abſchriftlicher Mittheilung derſelben 1 Anlagen, mit An⸗ 
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drohung : | 
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drohung der in den $$. 10. 12. dieſer Verordnung beſtimmten Nachtheile, zur 
Klagebeantwortung vorzuladen. 


Ste 


Der Termin iſt dergeftalt anzuberaumen, daß dem Verklagten eine Friſt 

von vierzehn Tagen bis ſechs Wochen, von dem Tage der Inſinuation der Klage 
an gerechnet, zur Vorbereitung ſeiner Einlaſſung frei bleibt. 
ö Der Richter kann dieſe Friſt bei beſonders verwickelten Rechtsſtreitigkeiten 
oder aus anderen in der Sache liegenden Gründen, ſowie nach Verhältniß der 
Entfernung des Wohnortes des Verklagten verlängern, auch den Termin auf 
1 des Verklagten, jedoch ohne Zuſtimmung des Klägers nur einmal, 
verlegen. 


H. 8. 


Dem Kläger iſt von dem Termine zur Klagebeantwortung Nachricht zu 
geben und ihm zu überlaſſen, auch ſeinerſeits im Termine zu erſcheinen. Wenn 
er nicht erſcheint, ſo wird angenommen, daß er auf dem Klageantrag beſtehe und 
die weitere Entſcheidung oder Verfügung des Richters nach Maaßgabe der Klage 
und der erfolgten oder nicht erfolgten Einlaſſung des Verklagten ($$. 10. 11. 18.) 
erwarten wolle. 

§. N. 


Der Verklagte iſt befugt, entweder in dem Termine zu erſcheinen und die 
Klage mündlich zu Protokoll zu beantworten, oder, ſtatt in dem Termine zu er⸗ 
ſcheinen, ſchon vor oder in demſelben eine ſchriftliche Klagebeantwortung einzureichen. 
Die ſchriftliche Beantwortung muß jedoch von einem Rechtsanwalte unterzeichnet 
ſein, widrigenfalls fie & nicht angebracht erachtet und ſofort zurückgegeben wird. 
Nur den öffentlichen Behörden und ſolchen Privatperſonen, welche die für die 
Anſtellung als Richter oder Anwalt eingeführte Prüfung beſtanden haben, iſt die 
Einreichung einer ſchriftlichen Klagebeantwortung ohne Zuziehung eines Rechts— 
anwalts geſtattet. 

§. 10. 

Wenn der Verklagte in dem Termine nicht ee auch eine ſchriftliche 
Klagebeantwortung nicht eingegangen iſt, ſo nimmt das Gericht die in der Klage 
angeführten Thatſachen für richtig an und erkennt, ſo weit es die Klage für 
rechtlich begründet erachtet, durch Kontumazial⸗Erkenntniß gegen den Verklagten 
nach dem Antrage der Klage. 

Sr 


Wird der Anfpruch von dem Verklagten anerkannt, ſo iſt derſelbe durch 
Agnitions⸗Erkenntniß ſeinem Anerkenntniß gemäß zu verurtheilen. 
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Inſoweit der Verklagte den Anſpruch des Klägers beſtreiten will, muß der⸗ 
ſelbe ſämmtliche Einwendungen, auch diejenigen, welche die in der Klage ee 
Ä hla⸗ 


ſchlagenen Beweismittel betreffen, in der Klagebeantwortung vorbringen. That⸗ 
ſachen und Urkunden, worüber er ſich nicht erklärt, werden für zugeſtanden be⸗ 
ziehungsweiſe anerkannt erachtet. Fernere Einwendungen, welche auf Thatſachen 
beruhen, dürfen im Laufe der erſten Inſtanz nicht mehr vorgebracht werden. 


§. 13. 


Vermeint der Verklagte, dem Anſpruche des Klägers eine der nachſtehenden 
Einreden: . 
a) der Unzuläſſigkeit eines gerichtlichen Verfahrens über den Gegenſtand 
der Klage, 
b) der Inkompetenz des Gerichts, 
e) der Rechtshängigkeit, 
d) der dem Kläger mangelnden Fähigkeit, vor Gericht aufzutreten, 
e) der nicht erfolgten Kautionsbeſtellung für die Koſten des Prozeſſes, wenn 
der Kläger ein Ausländer iſt, 
entgegenſtellen zu können, und vermag der Verklagte eine ſolche Einrede, inſofern 
es eines Beweiſes derſelben bedarf, ſofort zu beſcheinigen, jo kann er ſeine Klage⸗ 
beantwortung auf dieſe Einrede beſchränken und darauf a daß zunäch 
über dieſelbe verhandelt und erkannt werde. Die vollſtändige Einlaſſung A ie 
Klage darf jedoch wegen ſolcher Einreden nur einmal ausgeſetzt werden. Der Ver⸗ 
klagte muß daher, wenn er mehrere derſelben zur Vermeidung der vollſtändigen 
Einlaſſung geltend machen will, dieſelben gleichzeitig vorbringen. 


$. 14. 
Findet das Gericht den Antrag des Verklagten, daß zunächſt über die vor⸗ 


gebrachten Einreden (F. 13.) verhandelt und erkannt werde, nicht begründet, ſo 


liegt dem Verklagten ob, die Klage in dem von dem Gerichte zu beſtimmenden 
neuen Termine oder bis zu demſelben anderweit vollſtändig zu beantworten. 

Auf die vorläufige Klagebeantwortung wird alsdann nur inſoweit Rückſicht 
15 „als der Verklagte ſich auf dieſelbe in der neuen Klagebeantwortung 
bezieht. 


§. 15. 


Werden in der Klagebeantwortung Thatſachen angeführt, die in der Klage 
nicht vorgekommen ſind, oder werden darin Einreden angebracht, ſo kann das 
Gericht in ſchwierigen und verwickelten Fällen die Parteien vor der mündlichen 
Verhandlung noch mit ihrer Replik und Duplik hören. Wenn die Parteien 
Rechtsanwalte zu ihren Bevollmächtigten beſtellt haben, ſo ſind die letzteren zur 
Einreichung einer ſchriftlichen Replik oder Duplik innerhalb einer nach $. 7. ab⸗ 
zumeſſenden Friſt aufzufordern. Diejenige Partei, welche einen ſolchen Bevoll⸗ 
mächtigten nicht beſtellt hat, wird dagegen innerhalb gleicher Friſt zu einem 
Termine Behufs der Aufnahme der Replik oder Duplik unter Androhung der 
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im F. 16. beſtimmten Nachtheile vorgeladen. Jede Partei kann, ſtatt in dieſem 
Termine zu erſcheinen, vor Ablauf deſſelben. die Replik oder Duplik in einem 
Schriftſatze einreichen. Auf dieſe Schriftſätze finden die Beſtimmungen Anwendung, 
welche nach F. 9. für die ſchriftliche Klagebeantwortung gelten. N 5 
Sind beide Parteien im Termine zur Klagebeantwortung erſchienen, fo 
ſind ſie in dieſem Termine mit der Replik und Duplik zu hören, wenn ſie bereit 


a 


find, ſich ſofort zu erklären. 
find, ſich ſofort z f 8. 16. 

Die Replik muß eine vollſtändige Beantwortung der Klagebeantwortung 
und die Duplik eine vollſtändige Beantwortung der Replik enthalten. Erfolgt 
die Beantwortung gar nicht oder nicht vollſtändig, ſo werden die von dem Gegner 
angeführten Thatſachen und beigebrachten Urkunden, worüber keine Erklärung 
abgegeben iſt, für zugeſtanden beziehungsweiſe anerkannt erachtet. Fernere auf 
Thatſachen beruhende Entgegnungen (Replikationen, Duplikationen) können in 
erſter Inſtanz nicht mehr vorgebracht werden. 


K. 17. 


Die Parteien haben bei Anführen oder Beſtreiten der Thatſachen zugleich 
die Beweismittel oder Gegenbeweismittel anzugeben. Werden Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige vorgeſchlagen, jo find die Thatſachen, worüber ſie vernommen werden 
ſollen, beſtimmf zu bezeichnen / die beſondere Aufftellung von Artikeln und Srage 
ee iſt unzuläſſig. Beſtehen die Beweismittel oder Gegenbeweismittel in Ur⸗ 
kunden, ſo ſind dieſelben ſofort im Original oder in Abſchrift einzureichen, oder 
es iſt unter Angabe der Hinderungsgründe anzuzeigen, wo ſich dieſelben befinden. 
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Befindet ſich die Urkunde in den Händen des Gegners, ſo iſt das Editionsgeſuch 9 


gleichzeitig mit der Behauptung, zu deren Unterſttzung ſie dienen ſoll, anzubrin⸗ 
gen; über das Editionsgeſuch wird zugleich mit der Hauptſache verhandelt. 


§. 18. 


Nach Beantwortung der Klage und, wenn die Parteien gemäß F. 15. mit 
der Replik und Duplik gehört werden ſollten, nach Exledigung des zu dem Ende 
eingeleiteten Verfahrens werden die Parteien oder deren Bevollmächtigte zur 
mündlichen Verhandlung der Sache in eine Sitzung des Gerichts vorgeladen, 
unter Androhung der nach den §ö. 25. bis 27. den Ausbleibenden treffenden 
Nachtheile und mit der Aufforderung, die in Bezug genommenen oder nur in 
Abſchrift eingereichten Dokumente urſchriftlich zur Stelle zu bringen, ſowie alle 
ſonſtigen Beweis⸗ und Gegenbeweismittel nach Vorſchrift des $. 28. bei der 
mündlichen Verhandlung anzugeben. 


$. 19. 


Eine Verlegung des Termins zur mündlichen Verhandlung kann auf den 


einſeitigen Antrag einer Partei nur einmal und auch nur dann erfolgen, wenn 


erhebliche Hinderungsgründe beſcheinigt ſind. Hinderniſſe in der Perſon eines . 


bevollmächtigten Rechtsanwalts dürfen in der Regel nicht beachtet 1 0 


55 
Eine Ka di auf auf die mündliche Verhandlung findet nicht ſtatt / 


das Gericht kann aber auf übereinſtimmenden Antrag der Parteien noch vor der 
mündlichen Verhandlung Beweisaufnahmen, über deren Erheblichkeit kein Streit 
obwaltet, verfügen, ſowie jede Art von Beweisaufnahme mit der mündlichen 
Verhandlung verbinden. > 


$. 21. 

Drei Tage vor der Sitzung ift ein Verzeichniß der zur mündlichen Ver⸗ 
handlung in derſelben beſtimmten Sachen vor dem Sitzungsſaale auszuhängen. 
Die Verhandlung der einzelnen Sachen geſchieht nach der Reihenfolge dieſes 
Verzeichniſſes, das Gericht iſt jedoch befugt, von dieſer Reihenfolge abzuͤweichen, 
wenn dringende Urſachen eine Ausnahme rechtfertigen. 

N Die Parteien ſind zur Vermeidung des Kontumazialverfahrens zu der in 
der Vorladung beſtimmten Stunde zu erſcheinen verpflichtet. x 


9. 22. 


Die Leitung der mündlichen Verhandlung, die Sorge für gehörige Er⸗ 
örterung der Sache, die Befugniß zur Schließung der Verhandlung gebühren 
dem Vorſitzenden des Gerichts. Der Vorſttzende iſt befugt, bei der mündlichen 
Verhandlung von jeder Partei oder deren Bevollmächtigten Mesertgeck Aufklärungen 
zu fordern, welche ja Verſtändniß ihrer Anführungen und Anträge, zur Ve⸗ 
ſeitigung von Dunkelheiten und Zweifeln, wozu dieſelben Anlaß geben, ſowie 
überhaupt ei vollſtändiger Ermittelung des Sachverhalts dienlich erſcheinen. 
Der Vorſitzende kann einem beiſitzenden Richter geſtatten, das Fragerecht aus⸗ 
zuüben. Die Stellung einer Frage muß erfolgen, wenn das Gericht ſie für 
angemeſſen erachtet. 

F. 23. 


Die mündliche Verhandlung wird durch ein Mitglied des Gerichts auf 
Grund eines vor dem Termine aus den bisherigen Verhandlungen angefertigten 
ſchriftlichen Referats mittelſt einer kurzen mündlichen Darftellung der Sache ein⸗ 
geleitet. Hierauf werden die Parteien oder deren Bevollmächtigte mit ihren 
mündlichen Vorträgen gehört, wobei dem Verklagten das letzte Wort egg 
Die Partei, welche nicht durch einen bei dem Gerichte zur Prozeßpraxis befugten 
Rechtsanwalt vertreten iſt, kann im Beiſtande eines ſolchen auftreten, welcher 
auf ihren Antrag zum Vortrag zu verſtatten iſt. f 


8. 24. 
“= Ueber die mündlichen Verhandlungen wird ein Protokoll aufgenommen 
welches enthält: i i . 
1) die Namen der anweſenden Gerichtsmitglieder / 8 
2) die Namen der Parteien und ihrer Sachwalter, und ob ſie erſchienen ſind , 
(Ar. 6699.) . 


— 892 — 
3) den Gegenſtand des Rechtsſtreites / 
4) den Gang der ſtattgefundenen Verhandlungen im Allgemeinen; 


5) die Zugeſtändniſſe der Parteien, deren Aufzeichnung vom Gegner ver⸗ 
langt wird, und diejenigen Erklärungen der Parteien, welche das Gericht 
für erheblich hält. 

Ueber die Faſſung des letzten Theils des Protokolls (Nr. 5.), welcher den 
Parteien vorzuleſen iſt, ſind dieſe mit ihren Bemerkungen zu hören. 


§. 25. 


Erſcheinen beide Parteien in der zur mündlichen Verhandlung beſtimmten 
Sitzung nicht, ſo bleibt die Sache bis auf weiteres Anrufen der einen oder 
anderen Partei beruhen. 5 


F. 26. 


Erſcheint die eine der Parteien nicht oder läßt ſie ſich auf die Sache nicht 

ein, ſo kann die andere Partei auf Kontumazialverhandlung antragen. 
§. 27. 

Im Fall der Kontumazialverhandlung werden alle ſtreitigen, von der nicht 
erſchienenen oder ſich nicht einlaſſenden Partei angeführten, mit Beweismitteln 
nicht unterſtützten Thatſachen für nicht angeführt, ſowie alle von derſelben vor⸗ 
zulegenden Urkunden als nicht beigebracht erachtet, alle von dem Gegentheile an⸗ 
eführten Thatſachen aber, welchen noch nicht ausdrücklich widerſprochen worden 
iſt, für n „ingleichen die von dem Gegentheil beigebrachten Urkunden 
für anerkannt erachtet. Daſſelbe gilt, wenn eine der erſchienenen Parteien auf 
ein neues Vorbringen der anderen Partei, ſoweit daſſelbe bei der mündlichen 
Verhandlung noch zuläſſig iſt, ſich nicht einläßt. a 


$. 28. 


Bei der mündlichen Verhandlung muß jede Partei, ſoweit es noch nicht 
geſchehen iſt, hinſichtlich der Thatſachen, welche ihr 50 beweiſen obliegt, alle Be⸗ 
weismittel und hinſichtlich der Thatſachen, welche der Gegner zu beweiſen hat 
und 5 welchen ſie den Gegenbeweis führen will, alle Gegenbeweismittel 
angeben. 5 

Urkunden, durch welche eine ſtreitige Thatſache bewieſen werden ſoll, 1 
in der Sitzung im Original vorgelegt werden. Wird eine Urkunde von der 
Partei, welche ſich auf dieſelbe zur Beweisführung beruft, nicht vorgelegt, ſo 
eht die Partei des Beweismittels für dieſe Inſtanz verluſtig. Wenn eine Ur⸗ 
unde, deren Edition der Gegner verlangt hatte, von der Partei nicht vorgelegt 
wird und dieſe auch zur Ableiſtung des Editionseides ſich nicht erbietet, ſo wird 
die Edition als verweigert angeſehen. 

Eine ſpätere Vervollſtündigung der Beweisantretung iſt im Falle des 
Widerſpruchs des Gegners nur dann zuläſſig, wenn die neuen Bauers nike eu) 

aus 


abten Beweisaufnahme ſich ergeben haben. Die Eideszufchiebung 
zur Erlaſſung des Endurtheils ke au 8 a 
urch die Verpflichtung der Parteien, den Beweis oder Gegenbeweis 
unaufgefordert anzutreten, wird die Befugniß des Richters nicht ausgeſchloſſen, 
die Parteien bei der mündlichen Verhandlung auf Mängel und Unvollſtändig⸗ 
keiten der Beweisantretung aufmerkſam zu machen. 


F. 29. 


Nach dem Schluß der mündlichen Verhandlung hat das Gericht das End⸗ 
urtheil oder, wenn die Sache hierzu noch nicht a iſt, den zur Vorbereitung 
deſſelben nach Lage der Sache erforderlichen Vorbeſcheid zu erlaſſen. 

Das Endurtheil oder der Vorbeſcheid iſt in derſelben oder in einer an⸗ 
deren, in der Regel nicht über acht Tage hinauszuſetzenden, ſofort zu beſtimmen⸗ 
den Sitzung und zwar das Endurtheil mit den Euuſcheddungsgründen durch den 
Vorſitzenden zu publiziren. 


F. 30. 


Wird bei der mündlichen Verhandlung von einer Partei eine erhebliche 
und noch zuläſſige neue Thatſache oder ein erhebliches neues Beweismittel gel⸗ 
tend gemacht, auf welche die andere Partei nicht vorbereitet ſein konnte und ſich 
nicht zu erklären vermag, ſo iſt durch Vorbeſcheid des Gerichts, welcher den 
Erſchienenen ſtatt beſonderer Vorladung mündlich zu eröffnen iſt, die Fortſetzung 
der Verhandlung in einer anderen Sitzung anzuordnen. Gegen die in dieſer 
nicht erſcheinende Partei treten die in den §h. 25. bis 27. eſtimmten Nach⸗ 
tltzheile ein. b i 
$. 31. 


Der Richter hat auch die von ihm für zuläffig und erheblich erachtete 
Beweisaufnahme durch einen, ohne Beifügung von Gründen zu erlaſſenden Vor⸗ 
beſcheid (Beweisreſolut) anzuordnen, in welchem die Thatſachen, worüber Beweis 
erhoben werden ſoll und die zu erhebenden Beweiſe zu bezeichnen ſind. 


F. 32. 


An die dem Beweisreſolut zum Grunde liegenden Entſcheidungen über die 
Beweislaſt, ſowie über die Zuläſſigkeit und Erheblichkeit einer Beweisaufnahme 
itſt der Richter nicht gebunden. 


F. 33. 


Soll nach dem Beweisreſolut von der Partei, welche am Orte des Ge⸗ 
richts oder in deſſen Nähe wohnt, ein Eid geleiſtet werden, fo iſt derſelbe in der 
Gerichtsſitzung, jedoch, mit Ausnahme ſchleuniger Fälle, in der Regel nicht früher 

als acht Tage nach der Publikation des Beweisreſoluts abzunehmen. 

. Andernfalls iſt das zuſtändige Gericht des Orts, wo die Partei wohnt, 
um die Abnahme des Eides zu erſuchen. a 

Jahrgang 1867, (Nr. 6699.) 118 §. 34, 


TEN. — 


$. 34. 


Soll eine andere Beweisaufnahme erfolgen, ſo iſt entweder einem Kom⸗ 
miſſarius des Gerichts die Erhebung des Beweiſes aufzutragen oder um dieſelbe 
das zuſtändige Gericht zu erſuchen. 

Das Gericht iſt befugt, die Erhebung des Beweiſes in einer neuen, 
zugleich gut Fortſetzung der mündlichen Verhandlung zu beſtimmenden Sitzung 
zu bewirken. 


$. 35. 


Die Vorladung der zu vernehmenden Zeugen und Sachverſtändigen erfolgt, 
inſofern die beweisführende Partei ſich nicht zu deren Geſtellung erbietet, durch 
das Gericht. Ihre Vernehmlaſſung iſt nicht nach Artikeln, ſondern in geord⸗ 
netem zuſammenhängenden Vortrage über ihre Wiſſenſchaft von den zu bewei⸗ 
ſenden Thatſachen zu protokolliren. Die Parteien ſind befugt, der Vernehmung 
entweder in Perſon oder durch Bevollmächtigte beizuwohnen. Hält eine Perſon 
oder deren Bevollmächtigter bei der Abhörung eine Vervollſtändigung derſelben 
oder die Vorlegung beſtimmter Fragen für erforderlich, fo müſſen bei dem ver- 
nehmenden Richter ſofort die geeigneten Anträge geſtellt werden. Der Richter 
hat den Anträgen ſtattzugeben, oder die Gründe der Ablehnung zu protokolliren. 

Das Vernehmungsprotokoll wird den Parteien, inſofern fie anweſend find, 
ſofort durch Vorleſung bekannt die andernfalls abſchriftlich mitgetheilt. 

Die Zeugen und Sachverſtändigen werden erſt nach der Abhörung beeidigt. 


Der Zeugeneid iſt dahin zu leiſten: 


„daß Zeuge von Allem, worüber er vernommen worden, nach ſeinemn 


beſten Wiſſen die reine Wahrheit geſagt und wiſſentlich weder etwas 
verſchwiegen, noch hinzugeſetzt habe.“ 
In Fällen, in welchen der Zeuge die pen zur Verſchweigung einiger 
Umſtände in Anſpruch genommen hat, iſt vor den Worten: 
„wiſſentlich nichts verſchwiegen“, 
hinzuzufügen: 
„außer den im Protokoll bemerkten Umſtänden, zu deren Offenbarung 
Zeuge ſich nicht ſchuldig halte.“ 
Der Eid, welchen Sachverſtändige, wenn ſie nicht ein⸗ für allemal ver⸗ 
pflichtet find, abzuleiften haben, ift dahin zu leiſten: 
„daß ſie das von ihnen erforderte Gutachten ihrer Kenntniß und Er⸗ 
fahrung gemäß nach ſorgfältiger Prüfung unparteiiſch und gewiſſenhaft 
abgegeben haben.“ 
Bei Taratoren iſt hinter dem Worte: „Gutachten“ hinzuzufügen: „über 
den Werth des abzuſchätzenden Gegenſtandes.“ 
Dolmetſcher haben den Eid vorher dahin zu leiſten: 


„daß ſie die Ueberſetzung unparteiiſch und gewiſſenhaft abgeben we 


Nach Beendigung der Beweisaufnahme find die Parteien, 

nicht in einer zugleich zur mündlichen Verhandlung der Sache anſtehenden 

Sitzung erfolgt iſt, zur mündlichen Schlußverhandlung und Entſcheidung in eine 
Gerichtsſitzung unter der Verwarnung vorzuladen, daß gegen den Ausbleibenden 
angenommen werden würde, er habe zur Unterſtützung feiner Behauptungen und 
Anträge nichts weiter anzuführen und wolle die Entſcheidung der Sache nach 
Lage der Akten erwarten. f 


$. 37. 


In Arreſtſachen, welche getrennt von der Hauptſache verhandelt werden, 
in Bauſachen, wenn über die Fortſetzung eines bereits angefangenen Baues 
geſtritten wird, in Miethsſachen, wenn die ſofortige oder in naher Zeit zu 
bewirkende Einräumung oder Verlaſſung einer Wohnung Gegenſtand des Streits 
iſt, in poſſeſſoriſchen Sachen, ingleichen in anderen, nach der Anſicht des Gerichts, 
ein beſonderes ſchleuniges Verfahren erheiſchenden Sachen iſt auf die Klage fofort 
ein Termin zur Beantwortung derſelben und zur weiteren mündlichen Verhand⸗ 
lung in der Gerichtsſitzung anzuberaumen. Wenn in dem Termine beide Parteien 
nicht erſcheinen, ſo bleibt die Sache bis auf weiteres Anrufen des Klägers auf 
ſich beruhen. Erſcheint nur der Verklagte, ſo iſt er auf ſeinen Antrag durch 
ein den Kläger in die Prozeßkoſten verurtheilendes Erkenntniß von der Klage 
zu entbinden (die Klage angebrachtermaßen abzuweiſen). 
i Die Beweiſe können ſogleich im erſten Termine aufgenommen, und Zeugen 
und Sachverſtändige, welche ſich am Orte des Gerichts befinden, unverzüglich 
zur Gerichtsſtelle beſchieden werden. 


§. 38. 


Bei Anberaumung der Termine kann in den ſchleunigen Sachen die im 
| 8 7. bezeichnete Friſt nach dem Ermeſſen des Gerichts abgekürzt werden. Eine 
Verlegung des Termins findet in ſchleunigen Sachen ohne Zuſtimmung des 
Klägers nicht ſtatt. f 


$. 39. 


5 Das im F. 37. beſtimmte Verfahren findet in allen Sachen Anwendung, 
welche vor die Einzelrichter gehören. Die Anfertigung eines Referats bleibt in 
den vor die Einzelrichter gehörenden Sachen ausgeſchloſſen. a: 


$. 40. 


In Rechnungsſachen, Bauſachen und anderen dazu geeigneten Sachen iſt 
das Gericht befugt, über beſtimmte, von ihm zu bezeichnende Gegenſtände noch 

eine nähere Erörterung vor einem von ihm dazu beſtellten Kommiſſarius anzu- 
ordnen. Die Anordnung iſt in jeder Lage des Prozeſſes, jedoch erſt nach Be⸗ 
antwortung der Klage zuläſſig. Nach Beendigung der kommiſſariſchen Erörterung 
Cr. 6699 | 118* wer⸗ 


inſofern diefelbe 


a. 


werden die Parteien zur mündlich 
Sache nach Maaßgabe des F. 36. vorgeladen. 
F. l. 


Alle Erkenntniſſe find ſofort nach deren Erlaſſung auszufertigen und in 
der Regel binnen acht Tagen zu inſinuiren. 


Die Inſinuation ſowohl der Erkenntniſſe als aller Verfügungen erfolgt 


unmittelbar an die Parteien, wenn dieſe in Perſon aufgetreten ſind, andernfalls 
an ihre Bevollmächtigten, in allen Fällen ohne Vermittelung beſonderer Pro⸗ 
kuratoren. 


Die Inſinuationen können durch die Poſt nach Maaßgabe der im Gebiete 
des Preußiſchen Rechts über die Poſt⸗Inſinuationen geltenden Vorſchriften 
geſchehen. 

In Anſehung der Inſinuation der Erkenntniſſe gelten folgende nähere 
Beſtimmungen: 


1) Sind Streitgenoſſen vorhanden, ſo iſt die Ausfertigung des Erkenntniſſes 
nur Einem derſelben zu inſinuiren. Die übrigen Streitgenoſſen find 
hiervon unter a einer Abſchrift des Tenors des Erkenntniſſes 
zu benachrichtigen. Die Benachrichtigung kann auch durch eine Kurrende 
geſchehen. Haben die Streitgenoſſen zur Prozeßführung Deputirte aus 
ven 2 55 beſtellt, ſo wird die Inſinuation nur an die Deputirten 

ewirkt. 


2) Iſt der Aufenthalt einer Partei, welcher das Erkenntniß unmittelbar zu 
inſinuiren iſt, unbekannt, hat insbeſondere die Partei im Laufe des Pro⸗ 
zeſſes nach der Anzeige des mit der Inſinuation beauftragten Beamten 
ihre bisherige Wohnung aufgegeben und über ihren neuen Aufenthalt 
keine Nachricht zurückgelaſſen, oder kommt im Falle der Poſt⸗Inſinuation 
die zu inſinuirende Ausfertigung des Erkenntniſſes als unbeſtellbar zurück, 


ſo wird die für die Partei beſtimmte Ausfertigung des Erkenntniſſes an 


der Gerichtsſtelle ausgehangen. Die Inſinuation gilt als bewirkt, wenn 5 


die Ausfertigung 14 Tage lang ausgehangen hat. 


3) Eine gleiche Art der Inſinuation findet ſtatt bei Kontumazial⸗Erkenntniſſen, 
welche auf eine Ediktalladung ergangen ſind. 


4) Wohnt die Partei im Auslande, wohin rekommandirte Zuſendungen 


gegen Empfangsſchein durch die Poſt ſtattfinden, jo kann die Inſinuation 


mittelſt der Poſt durch rekommandirte Zuſendung gegen Empfangsſchein 


geſchehen. - 


5) Wenn die Partei im Publikationstermine oder nach en Abhaltung 


erklärt, daß fie die Zuſtellung einer Ausfertigung des Exkenntniſſes nicht 


verlange, ingleichen, wenn ſie die Ausfertigung anzunehmen oder 1 


en Schlußverhandlung und Entſcheidung der 1 
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| Dritter Abſchnitt. 8 
Von den Rechtsmitteln und Beſchwerden gegen erlaſſene Entſcheidungen, 
Beſcheide und Verfuͤgungen. 


J. Einleitende Beſtimmungen. 


ö $. 42. 
5 Die zuläſſigen Rechtsmittel ſind: 

8 die Appellation, 

5 die Reviſion, 

die Nichtigkeitsbeſchwerde, 

der Rekurs, f 

die Reſtitution. 


5 8 405 Rechtsmittel werden nicht geſtattet, vorbehaltlich der Beſtimmungen 
des F. ; 


Be $. 43. J N . 
5 Die Rechtsmittel der Appellation, der Reviſion, der Nichtigkeitsbeſchwerde 
und des Rekurſes ſind nur gegen die Endurtheile, einſchließlich der auf die Ab⸗ 
lleiſtung eines Eides lautenden, die Endentſcheidung bedingt enthaltenden Urtheile, 
ſowie der gemäß F. 13. über prozeßhindernde Einreden erlaſſenen Urtheile, nicht 
auch gegen Vorbeſcheide und insbeſondere nicht gegen Beweisreſolute zuläſſig. 


II. Gemeinſame Beſtim mungen über die Rechtsmittel der 
Appellation, Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde. 


F. 44. 


Die Rechtsmittel der Appellation, der Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde 

ſind in allen Fällen bei dem Gerichte erſter Inſtanz anzumelden. 2 

Flur die Anmeldung genügt die Erklärung, daß der Anmeldende ſich über 
das ergangene Erkenntniß beſchwert. Dieſelbe iſt an keine Form gebunden und 
kann ſowohl mündlich zu Protokoll, als ſchriftlich ohne Zuziehung eines Rechts⸗ 
anwaltes erfolgen. | 855 . en — 
sr 1215 auf den Namen, mit welchem das Rechtsmittel bezeichnet wird, kommt 5 
es nicht an. 18 3 N S 
Cr. 6699.) f „ . 45 


— 


$. 45. 


Die Anmeldung muß bei Verluft des Rechtsmittels binnen ſechs Wochen, 
vom Tage der Inſinuation des Erkenntniſſes an gerechnet, erfolgen. Dieſe Friſt 
wird für den Fiskus, die Korporationen und die unter Vormundſchaft oder 
Kuratel ſtehenden Perſonen verdoppelt. Die cura sexus wird als eine Kuratel 
im Sinne der vorſtehenden Beſtimmung nicht angeſehen. Eine Verlängerung 
der Anmeldungsfriſt findet nicht ſtatt. 


F. 46. 
Das Gericht prüft nur, ob die Anmeldung rechtzeitig erfolgt und das 


Rechtsmittel dem Gegenſtande nach zuläſſig iſt, und ſendet, wenn beides der Fall 
iſt, die Akten unter Benachrichtigung der Parteien ſofort an das Gericht der 
höheren Inſtanz. 

F. 47. 

Das Rechtsmittel muß bei Verluſt deſſelben innerhalb vier Wochen nach 
Ablauf der im F. 45. beſtimmten Anmeldungsfriſt mittelſt einer bei dem Gerichte 
der höheren Inſtanz einzureichenden Schrift eingeführt und gerechtfertigt werden, 
ohne daß es einer Aufforderung dazu bedarf. Nur aus beſcheinigten Hinderungs⸗ 

gründen, die in der Sache ſelbſt liegen, kann dieſe Friſt verlängert werden. 


$. 48. 


Jede Einführungs⸗ und Rechtfertigungsſchrift muß die Beſchwerdepunkte 
angeben. Soweit in dieſer Schrift oder in einem Nachtrage derſelben das er⸗ 
gangene Erkenntniß vor Ablauf der im F. 47. vorgeſchriebenen Friſt nicht durch 
beſtimmte Beſchwerden angegriffen iſt, tritt daſſelbe in Rechtskraft. 

Nur in Anſehung derjenigen Beſtimmungen des Erkenntniſſes, welche durch 


das eingeführte Rechtsmittel angegriffen werden, ſteht es dem andern Theile frei, 


eine Abänderung zu ſeinen Gunſten auch nach Ablauf der Anmeldungs- und 
Einführungsfriſten zu beantragen. Dieſe Adhäſion muß aber ſpäteſtens mit der 


„ 


Beantwortungsſchrift ausdrücklich erklärt und gerechtfertigt werden. 


III. Beſtimmungen über die Appellation. 


$. 49. 


Die Appellation findet gegen die in erſter Inſtanz erlaſſenen Erkenntniſſe 


ſtatt. Dieſelbe iſt jedoch ausgeſchloſſen in allen durch Mandat ohne kontradikto⸗ 
riſches i hn beendigten Sachen und in allen Fällen, in welchen der Gegen⸗ 
ſtand der Beſchwerde nach Gelde zu ſchätzen iſt und den Betrag von funfzig 
Thalern nicht überſteigt, ſowie gegen Entſcheidungen über den Koſtenpunkt, ins 
fern die Beſchwerde nur deſſen Beſtimmung betrifft. 


Gegen Kontumazial⸗Erkenntniſſe findet die dem Gegenſtande nach an ſich 
8 i zu⸗ 


nl 


Appella ion von Seiten des Verklagten nur inſoweit ſtatt ; als die Be⸗ 
ſchwerde darin ſich gründet, daß der Richter aus den für zugeſtanden erachteten 
Thatſachen unrichtige Folgen hergeleitet habe. 


$. 50. 


In der Appellationsinſtanz können beide Theile neue Thatſachen und Be 
weismittel vorbringen. 

Die Einführungs- und Rechtfertigungsſchrift muß außer der Angabe der 
Beſchwerdepunkte die Angabe der zur Unterſtützung derſelben etwa anzuführenden 
neuen Thatſachen enthalten. Thatſachen zur Begründung der Appellation, welche 
bei der Appellationsrechtfertigung nicht vorgebracht ſind, dürfen im ferneren Ver⸗ 
laufe nicht mehr vorgebracht werden. 


$. 51. 


Nach dem Eingange der Einführungs- und Rechtfertigungsſchrift und der 
Akten beſchließt der Appellationsrichter über die Zulaſſung des Rechtsmittels. 
Im Falle der Zulaſſung des Rechtsmittels hat der Appellationsrichter die Schrift 
dem Appellaten abſchriftlich zur Beantwortung unter Androhung der in dem 
$. 52. beſtimmten Nachtheile mitzutheilen. Die Beantwortung iſt ſchriftlich binnen 
einer vierwöchentlichen, nur aus den im F. 47. angegebenen Gründen zu ver⸗ 
längernden Friſt bei dem Appellationsrichter einzureichen. 


§. 52. 


Der Appellat muß die Appellation vollſtändig beantworten und alle zu 
deren Widerlegung dienenden neuen Thatſachen vorbringen. Thatſachen und U 
kunden, worüber er ſich nicht erklärt, find für zugeſtanden beziehungsweiſe aner⸗ 
kannt zu erachten. Neue Thatſachen dürfen vom Appellaten im ferneren Ver⸗ 
laufe des Verfahrens nicht mehr vorgebracht werden. 5 

Geht die Beantwortungsſchrift nicht in der beſtimmten Friſt ein, fo wer: 
den die vom Appellanten angeführten neuen Thatſachen für zugeſtanden, die von 
ihm zur Unterſtützung der in erſter Inſtanz bereits angeführten Thatſachen vor— 
gelegten Urkunden für anerkannt erachtet, auch gehen dem Appellaten die Ein⸗ 
wendungen gegen die vom Appellanten angegebenen Beweismittel verloren. 


$. 53. 

Nur öffentliche Behörden und ſolche Perſonen, welche die für die Anſtel— 
lung als Richter oder Anwalt eingeführte Prüfung beſtanden haben, können die 
Einführung und Rechtfertigung ſowie die Beantwortung der Appellation ohne 
Zuziehung eines Rechtsanwaltes ſchriftlich einreichen. 

Die Schriften anderer Parteien müſſen von einem Rechtsanwalt unter⸗ 
zeichnet ſein. 

H. 54. 


Iſt die Beantwortung eingereicht, oder darauf Verzicht geleiſtet, oder die 
r. 6699.) da⸗ 


dazu bewilligte Friſt abg 
tigte zur mündlichen Verhandlung vor dem Appellationsrichter vorgeladen. Wenn 
beide Parteien in dem Termine nicht erſcheinen, ſo hat der Appellationsrichter 
nach Lage der Akten die Entſcheidung zu erlaſſen. Wenn nur eine der Parteien 
nicht erſcheint, ſo tritt gegen dieſelbe das Kontumazialverfahren dahin ein, daß 
alle ſtreitigen, von dem Nichterſchienenen in zweiter Inſtanz vorgebrachten, mit 
Beweismitteln nicht unterſtützten Thatſachen für nicht angeführt, alle von dem⸗ 
ſelben vorzulegenden Urkunden als nicht beigebracht erachtet, alle von dem Gegen⸗ 
theile angeführten Thatſachen aber, denen noch nicht ausdrücklich widerſprochen 
worden it, für e e ingleichen die von dem Gegentheil beigebrachten Ur⸗ 
kunden für anerkannt erachtet werden. 5 

Die vorſtehend beſtimmten Nachtheile ſind den Parteien bei der Vorladung 
bekannt zu machen. 

Die Vorladung der Parteien zur mündlichen Verhandlung und Entſchei⸗ 
dung der Sache kann in Ermangelung anderer zur Empfangnahme beſtellter 
Bevollmächtigten gültig zu Händen der Rechtsanwalte inſinuirt werden, welche 
die eingereichten Schriftſätze unterzeichnet haben, wenn dieſelben bei dem erkennen⸗ 
u Gericht zur Prozeßpraxis befugt ſind, oder an dem Sitze dieſes Gerichts 
wohnen. 

i Bei Anberaumung des Termins wird zugleich ein Referent beſtellt, welcher 
das ſchriftliche Referat nach Vorſchrift des F. 23. anfertigt und in der Sitzung 
dem Vortrage der Parteien eine Darſtellung der bisherigen Verhandlungen vor⸗ 
ausſchickt. 

$. 55. 


Wird von beiden Theilen appellirt, ſo iſt über beide Appellationen gleich⸗ 
zeitig zu verhandeln und in einem Urtheile zu entſcheiden. 


F. 56. 


Die Ausfertigungen des Erkenntniſſes ſind mit den Akten beider Inſtanzen 
dem Gerichte erſter Inſtanz zur ungeſäumten Inſinuation zuzufertigen. 


$. 57. 


Inſoweit für das Verfahren in der Appellationsinſtanz nicht beſondere 
en ertheilt ſind, dienen die für das Verfahren in der erſten Inſtanz 
geltenden Beſtimmungen zur Richtſchnur. 


§. 58. 


Aus einem Erkenntniß gegen welches die Appellation eingelegt oder noch 
zuläſſig 10 „kann, ſofern das Geſetz nicht ein Anderes beſtimmt, die Exekution 
nicht vollſtreckt werden; es ſei denn, daß die Ausſetzung der Vollſtreckung dem 
an einen unerſetzlichen oder unverhältnißmäßigen Nachtheil zu bringen 
roht. 

Ueber die le der vorläufigen Vollſtreckung wird von dem Gericht 


erſter Inſtanz geeignetenfalls nach Anhörung des Schuldners entſchieden. Be an 
5 Voll⸗ 


I 


elaufen, fo werden die Parteien oder deren Bevollmäch⸗ 


. 
e 


rr 


r 


Vollſtreckung für zuläſſig erklärt, ſo iſt der Schuldner befugt, vor der wirk⸗ 


. lichen Vollſtreckung ſich dadurch zu ſchützen, daß er die ſtreitige Summe oder 


Sache in gerichtliche Gewahrſam giebt, oder, wenn die Verurtheilung auf an⸗ 
dere 1 1 N ſich bezieht, eine von dem Gerichte zu beſtimmende Sicher⸗ 
heit leiſtet. 
Ei Gericht kann die Vollſtreckung davon abhängig machen, daß der 
Gläubiger eine angemeſſene Sicherheit leiſtet. 

Die Verfügungen des Gerichts find nur im Wege der Beſchwerde nach 
den Beſtimmungen der §§. 83. und 84. anfechtbar. 


IV. Beftimmungen über die Kevifion. 
$..59, 


Die Reviſion findet gegen die in der Appellationsinſtanz erlaſſenen Er⸗ 
kenntniſſe ſtatt. Dieſelbe iſt jedoch nur zuläſſig: 


1) in denjenigen Fällen, in welchen die Reviſionsbeſchwerde andere als ver- 
mögensrechtliche Verhältniſſe, insbeſondere Familien- oder Standesver⸗ 
hältniſſe, Ehrenrechte, Eheſachen oder Ehegelöbniſſe, ſofern über dieſelben 
in der Artheilsformel ſelbſt eine dispoſitive Beſtimmung ausgeſprochen ift, 
allein oder in Verbindung mit anderen daraus hergeleiteten Anſprüchen 
zum Gegenſtande hat; 


in denjenigen Fällen, in welchen die Beſchwerde lediglich das Vermögen 
betrifft, nur dann, wenn die beiden erſten Erkenntniſſe ganz oder zum 
Theil verſchiedenen Inhalts ſind, und wenn zugleich der dieſer Ver⸗ 
en unterliegende Gegenſtand der Beſchwerde fünfhundert Thaler 
eträgt. 


m 
— 


F. 60. 


In der Reviſions⸗Inſtanz ſind neue Thatſachen und Beweiſe nicht zu⸗ 
läſſig. Werden Einreden vorgebracht, die noch in der Exekutions⸗Inſtanz zuläſſig 
ſind, ſo wird von dem Reviſionsrichter unter Vorbehalt derſelben in der Art 
erkannt, daß er die Verhandlung und Entſcheidung über dieſe Einreden in die 
erſte Inſtanz verweiſt. 

Wenn der Reviſionsrichter eine neue Beweisaufnahme für nöthig hält, 
ſo hat er das Erkenntniß zweiter Inſtanz durch Erkenntniß aufzuheben und die 
Sache zur Beweisaufnahme und anderweiten Entſcheidung in die betreffende 
Inſtanz zurückzuweiſen. 

ei dem ferneren Verfahren und der anderweiten Entſcheidung haben ſich 
die Vorrichter nach den durch Erkenntniß des Reviſionsrichters feſtgeſtellten Rechts- 
grundſätzen zu richten. 


$. 61. 


Im Uebrigen beſtimmt fich das 19 55 in der Reviſions⸗Inſtanz nach 
den Vorſchriften über das Verfahren in der Appellations-Inſtanz. . 
Jahrgang 1867. (Nr. 6699.) 119 Zur 


ee 
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a Zur Anfertigung der Schriftſätze in der Reviſions⸗Inſtanz find jedoch nur 
die Rechtsanwalte befugt, welche bei dem zur Entſcheidung in dieſer Inſtanz 

digen Gerichte angeſtellt find. 

Die Beſtimmungen des $. 58. finden auch auf die Nevifion Anwendung. 


V. Beſtimmungen über die Nichtigkeitsbeſchwerde. 
en $. 62. 
Die Nichtigkeitsbeſchwerde findet ſtatt gegen die in der Appellations⸗Inſtanz 


erlaſſenen Erkenntniſſe, welche nach den Beſtimmungen des F. 59. der Reviſion 
nicht unterliegen. Die Nichtigkeitsbeſchwerde iſt jedoch ausgeſchloſſen in Bezug 
auf die Entſcheidung über den Koſtenpunkt, ſofern nicht die Beſchwerde zugleich 
die Hauptſache betrifft. 


$. 63. 
Die Anfechtung des Erkenntniſſes mittelſt der Nichtigkeitsbeſchwerde kann 


nur darauf gegründet werden: 
1) daß das Erkenntniß einen Rechtsgrundſatz verletzt, dieſer möge auf einer 


ausdrücklichen Vorſchrift des Geſetzes beruhen, oder aus dem Sinne und 
Zuſammenhange der Geſetze hervorgehen, oder wenn daſſelbe einen ſolchen 
Grundſatz in Fällen, wofür er nicht beſtimmt iſt, in Anwendung bringt / 


2) daß das Erkenntniß auf der Berletzung einer nach dem in den betreffen⸗ 


den Landestheilen geltenden Rechte einſchließlich dieſer Verordnung als 4 


weſentlich zu betrachtenden Prozeßvorſchrift beruht. 
$. 64. 


Die Einlegung der Nichtigkeitsbeſchwerde a die Vollſtreckung des an⸗ 
enen Erfenntuilfes nicht auf, es ſei denn, 

tlicher Schaden entſtände. 

Der Verurtheilte iſt jedoch befugt, vor der wirklichen Vollſtreckung ſich 


dadurch zu ſchützen, daß er die ſtreitige Summe oder Sache in gerichtlichen Ge⸗ 
wahrſam giebt oder, wenn die Verurtheilung auf andere Verpflichtungen ſich be⸗ 


ine von dem Gerichte zu beſtimmende Sicherheit leiſtet. 


Wird die Nichtigkeitsbeſchwerde verworfen, fo iſt der Tag der Inſinuation 5 
des angefochtenen Erkenntniſſes als der Tag der Rechtskraft anzusehen. 


$. 65. 8 
Im Uebrigen beſtimmt ſich das Verfahren nach den Vorſchriften über das 


Verfahren in der Reviſions⸗Inſtanz. n 
Bei der Entſcheidung legt der Richter das in dem angefochtenen n 55 


aß durch die Vollſtreckung ein 


A| 


chverhältniß le 


genommene Sachverhältniß ledig fi 
ich Gegenſtand der Nichtigkeitsbeſchwerde ſelbſt nacht!. 
Wird die Beſchwerde gegründet gefunden, fo vernichtet das Gericht das 
angefochtene Erkenntniß, ſchlägt die Koſten deſſelben nieder, beſtimmt, daß die 
Koſten des Nichtigkeitsverfahrens zu kompenſiren beziehungsweiſe von jedem Theile 
zur Hälfte zu tragen ſeien, verordnet zugleich die Erſtattung des Geleiſteten und 
erkennt in der Sache ſelbſt, ſowie über die Koſten des früheren Verfahrens 
anderweitig definitiv, oder verweiſt, wenn in Folge der ausgeſprochenen Vernich⸗ 
tung eine neue Ermittelung nothwendig wird, die Sache zu dieſer Ermittelung 
und zur nochmaligen Entſcheidung in die betreffende Inſtanz zurück. Hinſichtlich 
der Verpflichtung der Vorrichter, ſich nach den durch das Erkenntniß feſtge⸗ 
500. Rechtsgrundſätzen zu richten, gilt die Beſtimmung im letzten Abſatz des 


VI. Beſtim mungen über den Rekurs. 


F. 67. 


Der Rekurs findet ſtatt gegen diejenigen in erſter Inſtanz erlaſſenen Er⸗ 
kenntniſſe, welche nach den Beſtimmungen des F. 49. der Appellation deshalb 
nicht unterliegen, weil der Gegenſtand der Beſchwerde den Betrag von funfzig 
Thalern nicht überſteigt oder weil die Beſchwerde nur die Entſcheidung über den 
Koſtenpunkt betrifft. ’ 

ER Die Anfechtung des Erkenntniſſes mittelſt des Rekurſes kann nur darauf 
gegründet werden: 


1) daß, gegen die klare Lage der Sache geſprochen iſt, oder erheblhe 
debt in 5 unbeachtet gelaſſen, oder weſentliche Prozeßvorſchriften ver⸗ 
etzt ſind / 


2) daß die Entſcheidung einen Rechtsgrundſatz verletzt, er möge aus einer 
ausdrücklichen Vorſchrift des Geſetzes oder aus dem Sinne und Zu⸗ 
ſammenhange der Geſetze hervorgehen, oder wenn dieſelbe einen ſolchen 
Grundſatz in Fällen, wofür er nicht beſtimmt iſt, in Anwendung bringt. 


Der Rekurs iſt ausgeſchloſſen in allen durch Mandat ohne kontradikto⸗ 
riſches Verfahren beendigten Sachen. Gegen Kontumazial-Erkenntniſſe findet er 
von Seiten des Verklagten nur inſoweit ſtatt, als die Beſchwerde darin ſich 
gründet, daß der Richter aus den für zugeſtanden erachteten Thatſachen unrichtige 

1 hergeleitet habe. 


$. 68. 


Der Rekurs muß bei Verluſt des Rechtsmittels binnen der im F. 45. 
beſtimmten Friſt bei dem Gerichte erſter Inſtanz entweder mündlich zu Protokoll 
oder ſchriftlich, ohne daß es der Zuziehung eines Rechtsanwalts bedarf, ange 
bracht werden und die Angabe der Beſchwerdepunkte enthalten. Es bleibt der 
Partei überlaſſen, eine nähere Ausführung der Beſchwerden damit zu verbinden. 
Auf den Namen, womit das Rechtsmittel bezeichnet wird, kommt es nicht an. 

(Nr, 6699.) 5 119 * FH. 69. 
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. 69. 


Das Gericht erſter Inſtanz hat nur zu prüfen, ob die Anmeldung recht⸗ 


zeitig erfolgt und das Rechtsmittel dem Gegenſtande nach zuläſſig iſt, und ſendet, 
wenn beides der Fall, die Rekursbeſchwerde mit den Akten an das Gericht der 
höheren Inſtanz. Findet das letztere nach Prüfung der Verhandlungen die Re⸗ 
kursbeſchwerde unzuläſſig oder ungegründet, ſo iſt dieſelbe durch eine unter Bei⸗ 


fügung der Gründe ſofort zu erlaſſende Reſolutiom zurückzuweiſen. Andernfalls 


wird die Rekursbeſchwerde dem Gegentheil zur Gegenausführung binnen einer 
Friſt von 14 Tagen mitgetheilt und zugleich der Termin zur Entſcheidung über 
den Rekurs anberaumt. In der hierüber an beide Theile zu erlaſſenden Ver⸗ 
fügung iſt denſelben zu eröffnen, daß ihnen freiſteht, in dem Termine perſönlich 
oder durch einen legitimirten Vertreter zu erſcheinen, daß jedoch auch in ihrer 
Abweſenheit die Enkſcheidung nach Lage der Verhandlungen erfolgen werde. 


$. 70. 


Das Gericht der höheren Inſtanz kann noch vor Anberaumung des Termins 
eine in erſter Inſtanz unterbliebene Beweisaufnahme, ſowie eine ſonſtige Ergän⸗ 
zung der Verhandlungen, wenn es dieſelbe für nothwendig erachtet, unter Be⸗ 
nachrichtigung der Parteien anordnen oder in dem Termine ſelbſt den Beweis 
aufnehmen und die deshalb erforderlichen Verfügungen erlaſſen. Im erſteren 
Falle kann die Mittheilung der Rekursbeſchwerde an den Gegentheil zur 1 8 
Ausführung bis nach ſtattgefundener Beweisaufnahme oder Eigineung der Ver 
handlungen ausgeſetzt bleiben. Beiden Theilen wird bei Anberaumung des Termins 
Abſchrift der nachträglich ſtattgefundenen Verhandlungen mitgetheilt. i 


g. 71. 


Die Entſcheidung erfolgt auf mündlichen Vortrag eines Mitgliedes des 
Gerichts. Der Vortrag, ſowie die Verkündung des Beſcheides findet in öffent⸗ 
licher Sitzung ftatt; die Parteien oder deren Vertreter können dabei zur weiteren 
Ausführung ihrer Rechte das Wort nehmen. Ueber die Verhandlung iſt ein 

Protokoll nach Maaßgabe des §. 24. aufzunehmen. 


$. 72. 
Wird die Rekursbeſchwerde gegründet befunden, ſo hebt das Gericht das 


angefochtene Erkenntniß auf, beſtimmt, daß die Koften des Rekursverfahrens zu 


kompenſiren beziehungsweiſe von jedem Theile zur Hälfte zu tragen ſeien und 
erkennt anderweit in der Sache ſelbſt, ſowie über die Koſten erſter Inſtanz. 
§. 73. 


Die Beſtimmungen des F. 64. finden auch auf den Rekurs Anwendung. 
Der Rekursrichter iſt befugt, die Ausſetzung der Vollſtreckung des angefochtenen 


Erkenntniſſes auch dann anzuordnen, wenn er es nach den Umſtänden des Falles 


angemeſſen findet. 


In 


VII. Beſtimmungen über die Reſtitution. 
$. 74. 

Das Rechtsmittel der Reſtitution findet unbeſchadet der Beſtimmung im 
weiten Abſatz des $. 103. nur wegen Verſäumung einer Friſt oder eines Termins 
ſtatt Die Reſtitution kann vorbehaltlich der Beſtimmungen des $. 76. von dem 
Prozeßgericht nur ertheilt werden, wenn Naturbegebenheiten oder andere unab⸗ 
wendbare Zufälle den Reſtitutionsſucher verhindert haben, die Friſt oder den 
Termin wahrzunehmen. Der Reſtitutionsſucher muß die Thatumſtände, welche 
das Hinderniß begründen, wenn der Gegentheil die Reſtitution nicht bewilligt, 
beweiſen, oder auf Erfordern des Gerichts eidlich erhärten. Ein Rechtsmittel 
wird gegen die durch Verfügung des Prozeßgerichts auszuſprechende Reſtitution 
nicht geſtattet. i f 5 


$. 75. 


Dass Reſtitutionsgeſuch muß binnen zehn Tagen nach Ablauf der Friſt 
oder nach angeſtandenem Termine, wenn aber das Hinderniß erſt ſpäter gehoben 
wird, von der Zeit der Be u deffelben an gerechnet, unter Angabe der 
inderungsgründe und der Beweismittel, und inſofern die Einreichung einer 
Schrift verſäumt iſt, unter Beifügung derſelben angebracht werden. 


$. 76. 


x Wird gegen Kontumazial⸗Erkenntniſſe bei nicht erfolgter Klagebeantwortung 
und gegen die in Kraft der Erkenntniſſe übergehenden Mandate (F. 4.) Reſtitution 
nachgeſucht, fo muß das Geſuch binnen zehn Tagen, vom Tage der Inſinuation 
des Erkenntniſſes oder vom Ablauf der im Mandate beſtimmten Friſt ab gerechnet, 

mündlich zu Protokoll, oder mittelſt eines von einem Rechtsanwalt gi unter: 

zeichnenden Schriftſatzes angebracht werden und damit zugleich die Klagebeant⸗ 
wortung verbunden ſein. Die Reſtitution muß ertheilt werden, auch wenn ein 
Reſtitutionsgrund nicht angegeben und nicht vorhanden iſt. 


SH 
Liegt ein Erkenntniß vor, ſo iſt daſſelbe im Falle der Ertheilung der 
Reſtitution in dem folgenden Erkenntniß aufzuheben. 75 
es $. 78. a 
Dem Reſtitutionsſucher fallen auch im Falle der Ertheilung der Reſtitution 
die durch die Verſäumniß entſtandenen Koſten zur Laſt. „ 


c 6699. 5 5 , 


VIII. Beſtimmungen über die Konkurrenz verſchiedener | 
Es Rechtsmittel. 8 


5. 29. 

i Treffen in einem Prozeß, ſei es bei einem und demſelben Streitpunkte, 
oder bei ſolchen mehreren Streitpunkten, welche entweder aus einem und dem⸗ 
ſelben Geſchäfte hervorgegangen ſind oder mehrere in Gemäßheit der Beſtim⸗ 
mung $. 90. Nr. 2. zuſammen zu rechnende Forderungen betreffen, Seitens einer 
oder beider Parteien der Rekurs und die Appellation oder die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde und die Reviſion zuſammen, ſo zieht die Appellation den Rekurs, die 
Reviſion die Nichtigkeitsbeſchwerde nach ſich, ſo daß im erſteren Falle der Rekurs 
als Appellation, im anderen Falle die Nichtigkeitsbeſchwerde als Reviſion zu be⸗ 
handeln und in demſelben Erkenntniſſe zu erledigen ſind. 


$. 80. 


| Sind bei dem Zuſammentreffen der Rechtsmittel die Vorausſetzungen des 
$. 79. nicht vorhanden, ſo unterliegt jedes Rechtsmittel den für daſſelbe geltenden 
Vorſchriften; es iſt jedoch, wenn für die verſchiedenen Rechtsmittel daſſelbe 
1 zuſtändig iſt, von dieſem in Einem Erkenntniß über dieſelben zu ent⸗ 
ſcheiden. ö 


Sn 


Ss 


N Wenn das Rechtsmittel der Reſtitution mit einem anderen Rechtsmittel 
zuſammentrifft, jo iſt das Rechtsmittel der Reſtitution zuerſt zu erledigen. 
| $. 82. 

Eine Partei, welche darüber zweifelhaft it, welches von mehreren Rechts⸗ 5 
mitteln ſtattfinde, iſt befugt, zur Wahrung ihrer Rechte die mehreren Rechts- 
mittel gleichzeitig, unter Beobachtung der für jedes vorgeſchriebenen Förmlich?! 

keiten, einzulegen. Das Gericht hat über die Zuläſſigkeit des einen oder anderen 
Rechtsmittels vorläufig zu entſcheiden und die dieſer Entſcheidung entſprechenden 
Veerfügungen zu erlaſſen. . 


IX Beſtimmungen über Beſchwerden. 
§. 83. 


Beſchwerden gegen gerichtliche Verfügungen, welche die verweigerte Ein 
leitung einer Klage oder eines Rechtsmittels, oder das Prozeßverfahren im Laufe 
der Inſtanzen, oder das Exekutionsverfahren zum Gegenſtande haben, folgen dem 2 
Inſtanzenzuge der gegen Erkenntniſſe in dieſen Angelegenheiten zuläffigen Recht ⸗ 
mittel. Die Beſchwerde an das Gericht dritter Juan iſt, ſofern nicht gegen 
das Erkenntniß erſter Inſtanz in der Hauptſache nur das Rechtsmittel des Ne 
kurſes ſtattfindet, auch dann zuläſſig, wenn die Reviſion ausgeſchloſſen wäre. = 


en En 
höhere 
g. 84. „ 
8 Durch die Beſchwerde wird die Ausführung der angefochtenen Verfügung 
nicht gehemmt, es ſei denn, daß das zur Entſcheidung berufene höhere Gericht 
die Hemmung noch vor der Entſcheidung anordnet. i 


$. 85. 2 
Beſchwerden, welche die Disziplin, den Geſchäftsbetrieb oder Verzögerungen 
betreffen, find bei der vorgeſetzten Aufſichtsbehörde anzubringen; für fie iſt in 
letzter Inſtanz der Juſtizminiſter zuſtändig. 5 b 


Vierter Abſchnitt. 
Beſondere Prozeſſe. 


F. 86. ; „ 


= In Eheſachen hat es hinſichtlich des Beweiſes namentlich durch Geſtändniß 
und Kontumazial⸗Verfahren bei den beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. 


i $. 87. 
In Wechſelſachen kommen folgende Beſtimmungen zur Anwendung: 


1) Wechſelklagen können ſowohl bei dem Gerichte des Zahlungsortes, als 
bei dem Gerichte, bei welchem der Verklagte ſeinen perſönlichen Gerichts⸗ 
ſtand hat, erhoben werden. Wenn mehrere Wechſelſchuldner zuſammen 
belangt werden, ſo iſt b dem Gerichte des Zahlungsortes jedes Ge— 
richt kompetent, welchem Einer der Beklagten perſönlich unterworfen iſt. 
Bei dem Gerichte, bei welchem hiernach eine Wechſelklage anhängig ge⸗ 
macht iſt, müſſen ſich demnächſt alle Wechſelverpflichteten einlaſſen, 

welche von einer Partei nach gehörig geſchehener Streitverkündigung be⸗ 

95 langt werden. i i 

2 Auf Einwendungen, welche der Verklagte erhebt, iſt, ſoweit es eines 

Beweiſes derſelben bedarf, auch wenn fie an ſich zuläffig find, nur dann 

en en zu nehmen, wenn diefelben durch Urkunden, Eideszuſchiebung 

oder Ausſagen ſolcher Zeugen, die ſogleich zur Stelle gebracht find, dar⸗ 
gethan werden. . „ 

5 Auswärtige Zeugenverhöre, wenngleich ſie im Termine beigebracht 

werden, gelten nur ſoweit, als ſie mit Zuziehung des Gegentheils oder 

eines von ihm dazu beſtellten Bevollmächtigten aufgenommen find. 5 8 

(Nr. 6699.) n f n⸗ 
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Einwendungen, welche in Gemäßheit der vorſtehenden Beſtimmung 
im Wechſelprozeß nicht berückſichtigt find, kann der Verklagte in beſon⸗ 
derem Verfahren geltend machen; daſſelbe gilt von Einwendungen, welche 
der Verklagte im Wechſelprozeß nicht vorgeſchützt hat. 
3) Auf die Wechſelklage iſt ſofort ein Termin zur mündlichen Verhandlung 
und Entſcheidung anzuberaumen und ſo abzumeſſen, daß dem Verklagten 
eine Friſt von höchſtens drei Tagen zur Vorbereitung frei bleibt. 


4) In demſelben Maaße ſind auch die Friſten der etwa nothwendig wer⸗ 
denden ferneren Termine abzukürzen. 


5) Die Anmeldung der Appellation und deren Rechtfertigung muß I 
teſtens binnen drei Tagen, mit Ausſchließung der Reſtitution, bei dem 
Gerichte erſter Inſtanz angebracht 5 Sie kann mündlich zu Pro⸗ 
tokoll erklärt, oder ſchriftlich in der für die Appellations⸗Rechtfertigung 
vorgeſchriebenen Form eingereicht werden. 

Das Gericht erſter Inſtanz ſchickt die Akten ſofort nach Eingang 
der Appellations⸗Rechtfertigung an den Appellationsrichter und ſetzt die 
Parteien gleichzeitig davon in Kenntniß, den Appellaten unter Mitthei⸗ 
lung der Appellations⸗Rechtfertigung. 

Der Appellationsrichter ſetzt einen möglichſt kurzen Termin zur 
Entgegnung auf die Appellations⸗ Rechtfertigung und zur mündlichen 
Verhandlung an und ladet die Parteien unter der in den sg. 52. und 
54. vorgeſchriebenen Verwarnung vor. 

Dem Appellaten ſteht frei, vor dem Termine eine Entgegnung 
auf die Appellations Rechtfertigung, welche an keine Form gebunden iſt , 
dem Appellationsgericht einzureichen. 


Für die Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde treten in Anſehung der Friſt 
zu deren Anbringung, der Form, in welcher die Erklärungen anzubringen 
ſind, und des Verfahrens dieſelben Vorſchriften ein. Auch die Friſt zur 
Anbringung des Rekurſes und die zur Beantwortung der Rekurs⸗ 
beſchwerde beträgt nur drei Tage. 


7) Das Rechtsmittel ſowohl der Appellation als der Reviſion gegen ein 
Erkenntniß, welches den Verklagten wechſelmäßig verurtheilt, hat keine 
aufſchiebende Wirkung. 


8) Wenn nicht binnen drei Tagen, vom Tage der Publikation des Erkennt⸗ 
niſſes an, die Erfüllung der wechſelmäßigen Verbindlichkeit erfolgt, ſo 
kann der Gläubiger den Schuldner durch das Gericht, ohne daß es eines 
monitoriſchen Zahlungsbefehls bedarf, ſofort zur perſönlichen Haft bringen 
laſſen. Dem Gläubiger wird durch die Vollſtreckung des Haftbefehls das 
Recht auf Vollſtreckung der Exekution in das Vermögen des Schuldners 
nicht beſchränkt. 


9) Im Uebrigen kommen die Beſtimmungen dieſer Verordnung auch in 
Wechſelſachen zur Anwendung. s 155 


6 


— 


N 8 BL 5 
ee e Beſtimmun en des §. 87. unter Nr. 5. und 6. finden auch auf die 
im F. 37. bezeichneten Arreſt⸗, Bau⸗ und Miethsſachen Anwendung. 


$. 89. 


In Anſehung der Todes Blödſinnigkeits⸗ oder Wahnſinnigkeits⸗ und 
Prodigalitäts⸗Erklärungen, der Moratorien⸗, Konkurs ⸗, Liquidationsprozeſſe, des 
Verfahrens bei der cessio bonorum und der Subhaſtationen verbleibt es für 
das Verfahren in erſter Inſtanz bei den bisherigen Vorſchriften in Anſehung 
der Rechtsmittel, ſofern ſolche nach den bisherigen ee gegen die Er⸗ 
kenntniſſe ſtatthaft find, finden dagegen die Vorſchriften dieſer Verordnung An⸗ 
wendung. Kommen in den erwähnten Sachen Specialprozeſſe vor, welche ſi 
zu einer abgeſonderten Verhandlung und Entſcheidung eignen, ſo ſind dieſelben 
nach den Vorſchriften dieſer Verordnung zu behandeln. Insbeſondere bleibt die 
Einlegung von Rechtsmitteln gegen die der Definitiv⸗Entſcheidung vorhergehenden 
Vorbeſcheide ausgeſchloſſen. 


Fünfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
8 Be $. 90. 


N Für die Berechnung des Werths des Streitgegenſtandes gelten folgende 
Vorſchriften: 


1) Der Werth des Gegenſtandes eines Rechtsſtreits wird durch den Kapi⸗ 
talwerth deſſelben und die rückſtändigen Nutzungen, Zinſen und Früchte 
beſtimmt, ſoweit der urſprüngliche oder im aufe der erſten Inſtanz 
veränderte Klageantrag darauf gerichtet iſt, oder die Nutzungen, Zinſen 
und Früchte von Amtswegen zuerkannt werden müſſen. 

Der Zeitpunkt, bis zu welchem die rückſtändigen Nutzungen, Zinſen 
und Früchte zu berechnen find, wird durch den Tag der Einreichung der 
Klage und, wenn eine Vervollſtändigung derſelben verfügt worden iſt, 
durch den Tag der Einreichung der vervollſtändigten Klage beſtimmt. 

Dagegen bleiben von der Berechnung ausgeſchloſſen: 

a) die Nutzungen, Zinſen und Früchte aus der ſpäteren Zeit; 

b) die während des Prozeſſes entſtandenen Schäden und Koſten, ſo⸗ 
wie alle im Werthe des ſtreitigen Gegenſtandes eingetretenen 

Veränderungen. 


f 2) Mehrere in demſelben Prozeſſe geltend gemachte Forderungen, welche auf 
Zahlung einer Geldſumme oder Gewährung anderer vertretbarer Sachen 
Jouhrgang 1867. (Nr. 6699.) 120 ge⸗ 
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gerichtet find, werden auch dann, wenn ſie aus verſchiedenen Geſchäften 

entſprungen ſind, zuſammengerechnet. 
Bei Einlegung eines Rechtsmittels wird außerdem von der Berechnung 
ausgeſchloſſen, was in dieſem Zeitpunkt unter den Parteien nicht mehr 
ſtreitig tft. 
Bei wiederkehrenden immerwährenden Nutzungen wird der 25 fache, bei 
Nutzungen, deren künftiger Wegfall gewiß, deren Dauer aber unbeſtimmt 
iſt, der 122 fache Betrag einer Jahresleiſtung als deren Kapitalwerth 
angenommen. Auf eine beſtimmte Zeit eingeſchränkte periodiſche Nutzungen 
werden für die ganze Zeit ihrer Dauer zuſammengerechnet, jedoch nur 
ſo weit, daß der Kapitalwerth der immerwährenden Nutzungen niemals 
überſchritten werden darf. 

Rückſtände periodiſcher Nutzungen werden jederzeit zuſammengerechnet. 
Sie treten dem Kapitalwerth hinzu, wenn die Nutzungen ſelbſt mit den 
Rückſtänden Gegenſtand des Prozeſſes ſind. 

Die Ermittelung des Werths des Streitgegenſtandes erfolgt, während 

der Prozeß in erſter Inſtanz ſchwebt. Das Prozeßgericht hat, wenn der 

Werth nicht klar vorliegt, die Parteien darüber zu hören. Dieſelben ſind 

verpflichtet, eine Erklärung abzugeben. Gegen denjenigen, welcher ſich nicht 

erklärt, gilt die Angabe des anderen Theils. Sind die Angaben in dem 

Maaße, als es darauf im Prozeſſe zur Beſtimmung der von der Höhe 

des Streitgegenſtandes abhängigen Wirkungen ankommt, verſchieden, ſo 

gilt in Ermangelung einer Einigung die höhere Angabe bis dahin, daß 
von dem Gegner der Minderwerth bewieſen wird. 

6) Iſt der Beweis des Minderwerthes angetreten, ſo iſt die Veranſchlagung 
nach den allgemeinen Vorſchriften über die Aufnahme gerichtlicher Taxen 
zu bewirken, jedoch mit folgenden Maaßgaben: 

a) Leiſtungen, deren Werth ſich nach jährlichen Durchſchnitten beſtim⸗ 
men läßt, ſind nach den Grundſätzen der für den betreffenden 
Landestheil geltenden Ablöſungsordnungen zu eee auf 
Verlangen einer Partei iſt hierüber das Gingen er Ausein⸗ 
anderſetzungsbehörde einzuholen. 

p) Der Werth von Bergwerkseigenthum wird durch Gutachten des 
Oberbergamts feſtgeſtellt. 

e) Auf den außerordentlichen Werth iſt bei der Abſchätzung nur dann 
Rückſicht zu nehmen, wenn derſelbe Gegenſtand des Streites iſt. 


7) Eine wiederholte Abſchätzung kann nur auf Antrag und nur von dem 
in höherer Inſtanz erkennenden Richter veranlaßt werden, welcher über 
die Erheblichkeit der neuen Ermittelungen zu entſcheiden hat. 


8) In allen Fällen, in welchen mehrere Perſonen als Kläger oder Ver⸗ 
klagte in einem Prozeſſe zugelaffen worden find iſt die Zuläſſigkeit der 
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Rechtsmittel nach dem Geſammtbetrage der Forderungen oder Leiſtungen 


der mehreren Streitgenoſſen zu beurtheilen. sa 


es =. 


$. 91. 


Die Verhandlungen vor dem erkennenden Gerichte und die Verkündun 
der Urtheile ſind öffentlich. Die Oeffentlichkeit kann jedoch durch einen öffentlich 
zu verkündenden Beſchluß des Gerichts ausgeſchloſſen werden, wenn ſie der Ord⸗ 
nung oder den guten Sitten Gefahr droht. Bei allen Rechtsſtreitigkeiten in Ehe⸗ 
ſachen iſt die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen. 


§. 92. 


Die Artheile find in der Art auszufertigen, daß fie in der Ueberſchrift die 
Worte: „Im Namen des Königs“, ſodann die Aufführung der Parteien und 
die Bezeichnung des erkennenden Gerichts enthalten. Iſt das erkennende Gericht 
ein Kollegium, ſo müſſen aus der Ausfertigung auch die Namen der Richter, 
welche bei der Abfaſſung des Erkentniſſes mitgewirkt haben, erſichtlich ſein. 


$. 93. 


Der allgemeine Gerichtsſtand des Fiskus wird durch den Sitz der Behörde 
beſtimmt, welche berufen iſt, den Prozeß für den Fiskus zu führen. : 

Korporationen und andere juriſtiſche Perſonen haben in Ermangelung 
einer anderweiten rechtsgültigen Regelung ihren allgemeinen Gerichtsſtand bei 
dem Gerichte, in deſſen Bezirk der Vorſtand derſelben ſeinen Sitz hat. 


$. 94. 


Klagen auf gerichtliche Entſcheidung über den Werth der für eine Eiſen⸗ 
bahn erproprürten Grundſtücke, ſowie Klagen wegen aller ſonſtigen Entſchädigungs⸗ 
anſprüche, welche Grundbeſitzer als ſolche aus Veranlaſſung einer Eiſenbahn⸗ 
anlage gegen den Unternehmer erheben, können bei dem Gerichte erhoben werden, 
in deſſen Bezirke das exproprürte oder beſchädigte Grundſtück belegen iſt, wenn 
der Kläger nicht vorzieht, im perſönlichen Gerichtsſtand die Klage anzuſtellen. 

Klagen der Grundbeſitzer gegen die Unternehmer von Eiſenbahnanlagen 
wegen Beſitzſtreits können bei demjenigen Gerichte angebracht werden, in deſſen 
Bezirke das Grundſtück, auf welches der Beſitzſtreit ſich bezieht, belegen iſt. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch auf die entſprechenden Klagen 
gegen andere mit Expropriationsrechten verſehene Unternehmer Anwendung. 

8. 98 

Perſonen, welche ſich im Dienſte Anderer befinden, ingleichen Lehrlinge, 
Geſellen, Handlungsdiener, Kunſtgehülfen, Hand- und Fabrikarbeiter ſind 11 
im Falle ihrer Minderjährigkeit, oder wenn ſie noch unter väterlicher Gewalt 
ſtehen und deshalb nach dem maaßgebenden bürgerlichen Recht ungeachtet der 
Großjährigkeit im Allgemeinen nicht prozeßfähig ſind, in Alimenten und Ent⸗ 
ſchädigungsprozeſſen, ſowie in allen Rechtsſtreitigkeiten, welche aus ihren Dienſt⸗, 
Erwerbs⸗ und Kontraktsverhältniſſen entſpringen, dem perſönlichen Gerichtsftande- 
ihres Aufenthaltsorts unterworfen. : 

(Nr. 6699.) 120* Im 
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gm Falle der Großjäh 
ſame ſelbſt wahrzunehmen, ohne daß es der Zuziehung oder Benachrichtigung 
ihrer Väter bedarf. 5 

Den Minderjährigen iſt, wenn die Väter oder Vormünder nicht an dem⸗ 
ſelben Orte wohnen, von dem Prozeßgerichte ein Rechtsbeiſtand als Litiskurator 
zuzuordnen, deſſen Pflicht es iſt, den Vater oder Vormund von dem Gegen⸗ 
ſtande des Rechtsſtreits in Kenntniß zu ſetzen. 

Die Beſtimmungen des 2. und 3. Abſatzes kommen auch dann zur 
Anwendung, wenn die gedachten Perſonen in ſolchen Prozeſſen als Kläger 
auftreten. 8. 96 


Ein Kläger, welcher zu den Inländern gehört, iſt nicht verpflichtet, dem 
Verklagten wegen der Prozeßkoſten Sicherheit zu leisten. i 


$. 97. 


Wenn auf einen Eid erkannt ift, fo hat, ſobald das Erkenntniß die Rechts⸗ 
kraft erlangt hat, das Gericht erſter Inſtanz einen Termin zur Ausſchwörung 
des Eides anzuberaumen und das Purifikations⸗Erkenntniß zu erlaſſen. 


§. 98. 


Zu Prozeßbevollmächtigten können außer den bei dem Gerichte zur Prozeß⸗ 
praxis befugten Rechtsanwalten nur Perſonen beſtellt werden, welche die Ver⸗ 
muthung einer Vollmacht für ſich haben; nur in Ermangelung von Rechts⸗ 

anwalten iſt die Beſtellung einer anderen geſchäftsfähigen Person zum Prozeß⸗ 
bevollmächtigten zuläſſig. s 5. 69 


Jeder Richter hat bei den vor ihm ſtattfindenden Verhandlungen für die 
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung zu ſorgen. Sollten ſich Parkeien, deren 
Stellvertreter oder Beiſtände, Zeugen, Sachverſtändige, oder andere anweſende 
Perſonen eine Störung zu Schulden kommen laſſen, ſo hat der Richter das 


tigkeit find fie befugt und verpflichtet, ihre Gerecht. 


D 


. 


1 Recht und die Pflicht, den Ruheſtörer zur Ordnung zu verweiſen, wenn die 5 


Ermahnung fruchtlos bleibt, ihm die Entfernung aus dem Gerichtszimmer an⸗ 
zudrohen und dieſe Drohung nöthigenfalls zur Ausführung zu bringen. Wenn 
ſich auch dieſe Maaßregel als unzureichend ergiebt, ſo iſt der Richter befugt, den 
Ruheſtörer für die Dauer der Verhandlung, jedoch nicht über 6 Stunden lang, 
vorbehaltlich der ſonſt noch verwirkten härteren Strafe, zur gefänglichen Haft 
bringen zu laſſen. 


Der Richter hat über einen ſolchen Vorfall eine vollſtändige Regiſtratur 


zu den Akten zu bringen. 


Macht ſich Jemand bei der mündlichen Verhandlung vor einem kollegiali⸗ 
ſchen Set = N 


er Beleidigung des Gegners oder des Gerichts ſchald ſo iſt der 
Vorſitzende befugt, nach vorgängiger Berathung mit den übrigen Ri 


ichtern und 


nach dem Beſchluß der Mehrheit eine Ordnungsſtrafe von 1 bis 5 Thalern oder 1 


von 6 bis 24ſtündigem Gefängniß gegen denſelben feſtzuſetzen und DR _ 
se ſtre 


ll⸗ 5 
en ; Be 


seh 


ſtrecken unter Vorbehalt der härteren Strafen welche nach den allge⸗ 
meinen 5 


urch die Beleidigung verwirkt find. 


$. 100. 


Rechtsanwalte, welche als Bevollmächtigte eine Prozeßſchrift übergeben, 
haben bei einer Ordnungsſtrafe von 1 bis 5 Thalern die zur Mittheilung an den 
Gegner erforderlichen Abſchriften beizufügen. 

Die Klagebeantwortung, die unter Anberaumung beſonderer Termine er⸗ 
forderte Replik und Duplik können von einem bevollmächtigten Rechtsanwalt nicht 
zu Protokoll gegeben, ſondern nur ſchriftlich angebracht werden. 


. 101. 


In der Evekutions⸗Inſtanz find nur ſolche Einreden zuläſſig, welche in 
Thatſachen ſich gründen, die ſo ſpät ſich zugetragen haben, daß ſie in dem der Exe⸗ 
kution vorausgegangenen Prozeßverfahren nicht mehr vorgebracht werden konnten. 
Es gilt dies auch von den Einreden der Zahlung, der Kompenſation, des Erlaſſes 
und des Vergleichs. Sie hemmen die Exekution nur dann, wenn ſie durch Ur⸗ 
kunden liquid gemacht ſind. 8 400 

102. 


Alle zu einer Leiſtung verurtheilende Erkenntniſſe ſollen die Beſtimmung 
einer Friſt enthalten, binnen welcher bei Vermeidung der Exekution dem Erkennt⸗ 
niſſe Genüge geleiftet werden muß. Iſt das Erkenntniß vollſtreckbar, ſo wird 
nach Ablauf der Friſt auf Antrag des Gläubigers ſofort die Exekution verfügt 
und der Schuldner davon benachrichtigt. Der Vollſtreckung ſoll der Erlaß eines 
weiteren monitorifchen Zahlungsbefehls nicht vorhergehen. Die Exekutionsvoll⸗ 
ng durch Einlegung des Exekutors findet nicht ſtatt. 

ie Beobachtung beſonderer Exekutionsgrade iſt nicht erforderlich; der 
Perſonalarreſt, ſofern er zuläſſig iſt, kann jedoch erſt in Ermangelung eines 
andern Exekutions⸗Objekts nachgeſucht werden. Dieſe Beſtimmung findet auf den 
Wechſelarreſt keine Anwendung. 


u laſſen 
Geſeten d 
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Die bisherigen Vorſchriften über die Nullitätsquerel treten außer Kraft. 
Es findet jedoch die Anfechtung eines rechtskräftigen Erkenntniſſes mittelſt der 
Nullitätsquerel nach Maaßgabe der bisherigen Vorſchriften noch ſtatt, wenn eine 
Partei im Prozeſſe nicht gehörig vertreten war und zugleich mit einem anderen 
Rechtsmittel Abhülfe zu verlangen nicht vermochte oder im Stande iſt. 
Die bisherigen Vorſchriften über die Zuläſſigkeit der Anfechtung eines 
rechtskräftigen Erkenntniſſes mittelſt des Antrages auf Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand wegen neu entdeckter Beweismittel u. ſ. w. bleiben in Geltung. 


$. 104. 


3 In Anſehung des Gerichtsſtandes der im Auslande fungirenden Beamten 
unnd der im Inlande fungirenden fremden Geſandten, ſowie der zu den De 
(Nr 6699) e⸗ 
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ſchlagnahme der Beſoldungen und Penſionen der im Dienſt befindlichen und 
penſionirten Beamten, ſowie der Zuläſſigkeit des Perſonalarreſtes gegen dieſelben, 
ſofern dieſer gegen andere Perſonen ſtatthaft fein würde, treten die Vorſchriften 
des Preußiſchen Rechts in Geltung. 


$. 105. 


Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften kreten außer Kraft. 
Die Beſtimmungen des Holſteiniſchen Geſetzes vom 14. Juli 1863. über 
das Beweisverfahren im Civilprozeß , ſoweit ihnen nicht die Beſtimmungen dieſer 
eb entgegenſtehen, werden hiermit auch in das Herzogthum Schleswig 
eingeführt. 
> Das nach der proviſoriſchen Verordnung vom 3. Januar 1865. in vormals 
Däniſchen Gebietstheilen des Herzogthums Schleswig noch geltende Däniſche 
Prozeßrecht wird aufgehoben; an deſſen Stelle tritt das im Herzogthum Schleswig 
geltende Proseßrecht mit den aus dieſer Verordnung ſich ergebenden Aenderungen. 
Das Prozeßrecht des Herzogthums Naſſau mit den aus dieſer Verordnung 
ſich ergebenden Aenderungen tritt in den zu den Regierungsbezirken Wiesbaden 
und Kaſſel gehörenden vormals Großherzoglich Heſſiſchen und ne 
ſchen Gebietstheilen an Stelle des Prozeßrechts, welches bisher in dieſen Gebiets⸗ 
theilen gegolten hat. 


Sechster Abſchuitt. 
Uebergangs⸗ Beſtimmungen. 


$. 106. 


Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. September 1867. in Wirk⸗ 
ſamkeit. Was die bereits vor dieſem Zeitpunkte eingeleiteten Prozeſſe betrifft, jo 
bleiben jeder Partei diejenigen Rechte, welche ſie durch die mit des 
Gegentheils an Sätzen Ausflüchten Handlungen, einzelnen Beweismitteln oder 
am ganzen Beweiſe oder Gegenbeweiſe bereits erworben hat, vorbehalten; im 
Uebrigen treten die folgenden Unterſcheidungen und Beſtimmungen ein. 

$. 107. 

Iſt in der Inſtanz, in welcher die Sache ſchwebt, weder definitiv noch 
interlokutoriſch erkannt, fo wird in allen Fällen, in welchen die Akten dem Gerichte 
zum Spruch oder zur Verfügung vorliegen, oder die Partei einen Antrag ſtellt, 
oder ein Termin anſteht, nach deſſen Abhaltung nicht ein Kön oder 
Agnitions⸗Erkenntniß abgefaßt werden kann ($$. 10. und 11.), ein Termin zur 
mündlichen Verhandlung der Sache in der Gerichtsſitzung anberaumt, zu welchem 
die Parteien mit der Aufforderung vorzuladen ſind, alle Angriffs- und Ver⸗ 
theidigungsmittel, einſchließlich der Beweis: und Gegenbeweismittel, ſoweit ‚ie 
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Geſandtſchaften gehörenden Perſonen, ferner in Anſehung der Zuläſſigkeit der Be⸗ 


e Sag 


N 5 5 — 


damit nicht bereits vor dem 1. September 1867. find, vorzubringen, 
und zwar unter der nach $$. 27. bis 31. dieſer Verordnung zu beſtimmenden 
Verwarnung. 


$. 108. 


In gleicher Art iſt zu verfahren, wenn in erſter Inſtanz zwar bereits inter⸗ 
lokutoriſch erkannt, das Erkenntniß oder der Beſcheid aber weder rechtskräftig ge⸗ 
worden, noch in zweiter Inſtanz darüber definitiv erkannt iſt, alſo auch dann, 
wenn nur erſt Appellationsprozeſſe erkannt ſind. Akten, welche bei dem Ap⸗ 
pellationsrichter zum Spruch über einen interlokutoriſchen Beſcheid vorliegen, ſind 
an das Gericht erſter Inſtanz zu remittiren, welches ohne weiteren Ankrag den 
Termin zur mündlichen Verhandlung der Sache anzuberaumen hat. 


$. 109. 


Iſt in zweiter Inſtanz bereits auf die Appellation gegen einen interloku⸗ 
toriſchen Beſcheid vollſtändig erkannt, das Erkenntniß aber vor jenem Zeitpunkte 
nicht in Rechtskraft übergegangen, ſo behält es dabei, inſofern kein Rechtsmittel 
eingewendet wird, ſein Bewenden, die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels an ſich iſt 
nach den bisherigen Vorſchriften zu beurtheilen. 

In Rückſicht auf das Verfahren und die Friſtbeſtimmungen kommen aber 
die unten gegebenen Beſtimmungen (F. 112.) zur Anwendung. 


$. 110. 


Iſt ein Interlokut rechtskräftig geworden, in der Sache aber nicht definitiv 
erkannt, ſo iſt auf den Antrag einer Partei, inſofern ein Termin zur Beweis⸗ 
aufnahme bereits anberaumt iſt, jedoch erſt nach Abhaltung deſſelben ein Termin 
zur mündlichen Verhandlung nach Vorſchrift des F. 107. anzuberaumen und 
darin nach Maaßgabe dieſer Verordnung zu verfahren. Eben dieſes findet ſtatt, 
wenn gemäß $. 109. von dem Richter dritter Inſtanz über ein den interlokuto⸗ 
riſchen Beſcheid beſtätigendes oder abänderndes Appellations⸗Erkenntniß noch zu 
erkennen iſt. 


K. 111. 


Sind die Verhandlungen der Inſtanz bereits vor dem im $. 106. bezeich⸗ 
neten Zeitpunkte bis zum Definitiv⸗Erkenntniß geſchloſſen, fo iſt entweder das 
Erkenntniß nach den bisherigen Vorſchriften abzufaſſen, oder, wenn das Gericht 
beim Vortrage der Sache findet, daß noch nicht definitiv erkannt werden kann, 
ein Termin zur mündlichen Verhandlung und Entſcheidung der Sache an 
zuberaumen. 


$. 112. 


Iſt ein Definitiv⸗Erkenntniß bereits vor jenem Zeitpunkte publizirt, ſo 
wird die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels an ſich nach den bisherigen Vorſchriften 
beurtheilt. Wenn die Anmeldungsfriſt noch nicht abgelaufen iſt, ſo wird ſolche 
nach den Vorſchriften dieſer Verordnung bemeſſen, inſofern nicht das bisherige 

(Nr. 6699.) Recht 
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Recht eine weitere Friſt gewährt. Iſt das Rechtsmittel bereits angemeldet, aber 
noch nicht eingeführt und juſtifizirt, jo beſtimmt ſich die betreffende Friſt, inſofern 
nicht bereits eine weitere Friſt läuft, gleichfalls nach dieſer Verordnung, ſo daß 
mit deren Ablauf das Rechtsmittel ohne Weiteres für deſert zu erachten iſt. 
Wenn das Rechtsmittel bereits e und die Rechtfertigungsſchrift zur 
Beantwortung mitgetheilt iſt, ſo wird nach deren Eingange, oder nach Ablauf 
der Beantwortungsfriſt auf eingehenden Antrag, ein Termin zur mündlichen Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung der Sache anberaumt. 


F. 113. 


Die Vernehmung der Zeugen und Sachverſtändigen erfolgt in allen Fällen 
von jenem Zeitpunkte ab nach den Beſtimmungen des $. 35. dieſer Verordnung. 
Bei Anberaumung eines Termins zur mündlichen Verhandlung werden alle noch 
nicht den Parteien eröffnete Vernehmungsprotokolle auf Antrag ohne Weiteres 
abſchriftlich mitgetheilt, unbeſchadet ihrer Berechtigung zur Benennung und Ver⸗ 
nehmlaſſung fernerer Zeugen. N 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 24. Juni 1867. 


d. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
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